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23. Stück, Jahrgang 2002 Ausgegeben am 16. August 2002

Nr 70 Gesetz, mit dem das Jagdgesetz 1993 geändert wird (Jagdgesetz-Novelle 2002) (Blg LT 12. GP: RV 609, AB
686, jeweils 4. Sess)

Nr 71 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Änderung der Bildschirmarbeits-Verordnung
Nr 72 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Änderung der Schulsprengelverordnung für bestimmte allge-

meinbildende Pflichtschulen im politischen Bezirk St Johann im Pongau zur Neufestsetzung des Schulspren-
gels für die Volksschule Untertauern und der Schulsprengelverordnung für bestimmte allgemeinbildende
Pflichtschulen im politischen Bezirk Tamsweg zur Neufestsetzung des Schulsprengels für die Volksschule
Tweng

Nr 73 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Änderung der Verordnung, mit der Richtlinien für die Situie-
rung, bauliche Gestaltung und Einrichtung von allgemein bildenden Pflichtschulen erlassen werden

70. Gesetz vom 29. Mai 2002, mit dem das Jagdgesetz
1993 geändert wird (Jagdgesetz-Novelle 2002)

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Das Jagdgesetz 1993, LGBl Nr 100, zuletzt geändert
durch das Gesetz LGBl Nr 46/2001, wird geändert wie
folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Abschnitte 1 und 2
des 6. Hauptstückes:

„6. Hauptstück

Schutz von Wildtieren

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 100a Begriffsbestimmungen
§ 101 Verhalten jagdfremder Personen im Jagdgebiet
§ 102 Wildernde Hunde und Katzen
§ 103 Schutz bestimmter Wildarten
§ 104 Ausnahmen von den Schutzbestimmungen

2. Abschnitt

Sperr- und Schutzgebiete

§ 105 Allgemeine Bestimmungen
§ 106 Notfallsperren
§ 107 Habitatschutzgebiete
§ 108 Wildbiotopschutzgebiete
§ 108a Wild-Europaschutzgebiete
§ 108b Vorläufiger Schutz
§ 108c Interessenabwägung
§ 108d Entschädigung“

1a. Im § 17 wird nach Abs 2 eingefügt:
„(3) Das Vorpachtrecht steht, wenn der Jagdeinschluss

von einem Eigenjagdgebiet umgrenzt wird, dessen Jagd-
inhaber zu. Wird der Jagdeinschluss von mehreren Eigen-
jagdgebieten umgrenzt, sind vorpachtberechtigt:
a) der/die Jagdgebietsinhaber eines angrenzenden Eigen-

jagdgebietes, wenn er (sie) Miteigentümer des Jagdein-

schlusses ist (sind) und sein (ihr) Eigenjagdgebiet zu-
sammenhängend zumindest in folgendem Ausmaß an
den Jagdeinschluss grenzt:
– an ein Viertel des Umfanges eines Jagdeinschlusses

mit einer Fläche von weniger als 20 ha,
– sonst an ein Fünftel des Umfanges;

b) die Jagdgebietsinhaber eines im Miteigentum stehen-
den Eigenjagdgebietes nach lit a, wenn zumindest einer
der Miteigentümer Eigentümer des Jagdeinschlusses
ist;

c) eine Agrargemeinschaft als Jagdgebietsinhaberin eines
Eigenjagdgebietes nach lit a, wenn eines oder mehrere
ihrer Mitglieder (Mit-)Eigentümer des Jagdeinschlusses
ist (sind); oder

d) der/die Jagdgebietsinhaber eines Eigenjagdgebietes
nach lit a, wenn er (sie) Mitglied(er) einer Agrarge-
meinschaft ist (sind), in deren Eigentum der Jagdein-
schluss steht.

Liegen die Voraussetzungen nach den lit a bis d für die
Jagdgebietsinhaber mehrerer Eigenjagdgebiete vor, ent-
scheidet die Jagdkommission nach Durchführung einer
Grundeigentümerversammlung (§ 21 Abs 2). Verzichtet
die Jagdkommission auf die Entscheidung oder kommt in-
nerhalb von zwei Monaten nach der Mitteilung der Jagd-
behörde, dass mehrere Jagdgebietsinhaber in Frage kom-
men, kein Beschluss zu Stande, steht das Vorpachtrecht
der Reihe nach jenem Jagdgebietsinhaber zu, dessen Ei-
genjagdgebiet in längster, zweitlängster usw Ausdehnung
an den Jagdeinschluss grenzt. Kann nach den vorstehen-
den Bestimmungen kein Vorpachtberechtigter festgestellt
werden, steht das Vorpachtrecht der Reihe nach jenem
Jagdgebietsinhaber zu, dessen Eigenjagdgebiet in längs-
ter, zweitlängster usw Ausdehnung an den Jagdeinschluss
grenzt.“

2. Im § 34 Abs 3 wird der Betrag „50 S“ durch den Be-
trag „4 2“ ersetzt.

3. Im § 41 werden folgende Änderungen vorgenommen:
3.1. Im Abs 1 lautet der erste Satz: „Wer die Jagd aus-

übt, hat eine vom Landesjägermeister ausgestellte, auf
seinen Namen lautende gültige Jagdkarte (Jahresjagdkar-



te, Jagdgastkarte) mit sich zu führen und auf Verlangen
den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes sowie
den Jagdschutzorganen vorzuweisen.“

3.2. Im Abs 2 wird nach der lit b angefügt:
„Die Ausstellung von Jagdgastkarten fällt in den eigenen
Wirkungsbereich der Salzburger Jägerschaft.“

3.3. Abs 3 lautet:
„(3) Zur Entziehung von Jahresjagdkarten ist jene Jagd-

behörde zuständig, in deren Amtsbereich der Karteninha-
ber seinen Hauptwohnsitz hat. Hat der Karteninhaber kei-
nen Hauptwohnsitz im Land Salzburg, fällt die Entziehung
in die Zuständigkeit der Landesregierung.“

3.4. Vor den Abs 4 und 5, die die Absatzbezeichnungen
„(5)“ bzw „(6)“ erhalten, wird eingefügt:

„(4) Die Landesregierung ist in Angelegenheiten der
Ausstellung bzw Verweigerung der Jahresjagdkarte die
sachlich in Betracht kommende Oberbehörde. Über Beru-
fungen gegen die Verweigerung der Jahresjagdkarte ent-
scheidet die Landesregierung.“

4. Im § 42 Abs 2 und 3 werden jeweils die Worte „Die
Jagdbehörde“ durch die Worte „Der Landesjägermeister“
ersetzt.

5. § 43 Abs 2 lautet:
„(2) Die Jagdprüfung wird durch folgende Prüfungen

oder Ausbildungen ersetzt:
a) durch die mit Erfolg abgelegte Staatsprüfung für den

höheren Forstdienst (§ 106 des Forstgesetzes 1975),
b) durch die erfolgreiche Absolvierung des Wahlfach-

moduls ,Wildnutzung und Jagdwirtschaft‘ bzw durch
eine vergleichbare in früheren Studienordnungen vor-
gesehene Ausbildung an der Universität für Bodenkul-
tur,

c) durch die Prüfung aus dem Fach Wildbiologie, -ernäh-
rung und -krankheiten an der Veterinärmedizinischen
Universität,

d) durch die Staatsprüfung für den Försterdienst (§ 107
des Forstgesetzes 1975),

e) durch die Reifeprüfung an einer Försterschule und
f) durch die Berufsjägerprüfung (§§ 2 ff des Berufsjäger-

gesetzes).“

6. Im § 46 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

6.1. Abs 1 lautet:
„(1) Die Jahresjagdkarte ist von der Jagdbehörde zu

entziehen, wenn
a) beim Besitzer ein Verweigerungsgrund gemäß § 44

vorliegt;
b) dem Besitzer eine waffenrechtliche Urkunde gemäß

§ 25 des Waffengesetzes 1996, BGBl I Nr 12/1997, in
der Fassung des Gesetzes BGBl I Nr 57/2001 entzogen
worden ist; oder

c) gegen den Besitzer ein Waffenverbot gemäß § 12 des
Waffengesetzes 1996 ausgesprochen worden ist.“
6.2. Im Abs 2 zweiter Satz werden die Worte „der

Ausstellungsbehörde vorzulegen, welche“ durch die Wor-
te „dem Landesjägermeister vorzulegen, welcher“ er-
setzt.

7. § 48 Abs 2 lautet:
„(2) Die Salzburger Jägerschaft darf Jagdgastkarten nur

an jene Jagdinhaber ausfolgen, die die Bezahlung des Bei-
trags für die Teilnahme an der Jagdhaftpflichtversicherung

für Besitzer von Jagdgastkarten (§ 123 Abs 3) nachwei-
sen. Die Ausfolgung kann von der Salzburger Jägerschaft
zusätzlich von der Entrichtung eines die Herstellung und
Verwaltung der Jagdgastkarten abdeckenden Unkosten-
beitrags abhängig gemacht werden. Die Jagdgastkarten
haben Rubriken für die Eintragung des Namens des Jagd-
gastes, seines Hauptwohnsitzes sowie des Kalendertags
bzw der zwei Wochen der Ausübung der Jagd zu enthal-
ten.“

8. Im § 54 Abs 1 wird angefügt: „Für Vogelarten, die
nicht im Anhang II der Vogelschutzrichtlinie (§ 100a
Z 6) als in Österreich jagdbare Arten genannt sind, dür-
fen Schusszeiten nur bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des § 104 Abs 4 vorgesehen werden. Bei allen Vogel-
arten ist sicherzustellen, dass die Nistzeit, die einzelnen
Phasen der Brut- und Aufzuchtzeit sowie bei Zugvögeln
überdies der Rückzug zu den Nistplätzen in die Schonzeit
fällt.“

9. § 55 Abs 3 lautet:
„(3) Die Landesregierung kann nach Anhörung der

Salzburger Jägerschaft und der Kammer für Land- und
Forstwirtschaft in Salzburg die Schonzeiten bestimmter
Wildarten für das ganze Land, für einzelne Verwaltungs-
bezirke oder Jagdgebiete im notwendigen Ausmaß durch
Verlegung der Schusszeit verlängern oder bei jenen Wild-
arten, die keinem besonderen Schutz gemäß § 103 Abs 1
unterliegen, auch verkürzen, soweit dies aus populations-
ökologischen Gründen oder zur Lenkung des Wildes unter
Bedachtnahme auf die jeweilige Wildbehandlungszone
(§ 58) erforderlich ist. Eine Verkürzung kann für einzelne
Jagdgebiete auch verfügt werden, wenn örtliche oder kli-
matische Verhältnisse es rechtfertigen und die Erhaltung
und Entwicklung der Wildart gewährleistet ist. Die Verlän-
gerung oder Verkürzung von Schonzeiten darf nach dieser
Bestimmung grundsätzlich nur für die Dauer von höchs-
tens drei Jahren erfolgen; für die Bekämpfung von Wild-
seuchen können solche Festlegungen auch für längere
Zeiträume getroffen werden.“

10. Im § 56 Abs 2 lautet der Einleitungssatz: „Für die
nicht gemäß § 103 Abs 1 besonders geschützten Wildar-
ten kann die Landesregierung über ein im Einvernehmen
mit der Salzburger Jägerschaft gestelltes Ersuchen im Ein-
zelfall aus folgenden Gründen Ausnahmen von den
Schonvorschriften gestatten, wenn den Grundsätzen des
§ 3 dadurch nicht widersprochen wird:“.

11. Im § 59 Abs 1 lautet der zweite Satz: „Weiters darf
der Abschuss von wild lebenden Vogelarten, die nicht im
Anhang II der Vogelschutzrichtlinie als in Österreich jagd-
bare Arten genannt sind, nur im Rahmen eines Abschuss-
plans vorgenommen werden.“

12. Im § 60 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

12.1. Im Abs 3 lautet der erste Satz: „Zur Ermittlung der
für die Abschussplanung maßgeblichen tatsächlichen Ver-
hältnisse in jeder Wildregion (§ 57 Abs 2) hat die Salzbur-
ger Jägerschaft vor Erlassung eines Bescheides nach Abs 4
für jede Wildregion eine Abschussplanbesprechung
durchzuführen.“

12.2. Im Abs 3 wird der letzte Satz durch folgende Be-
stimmung ersetzt: „Über Verlauf und Ergebnis dieser Be-
sprechung ist eine Niederschrift (§ 14 AVG) abzufassen, in
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die insbesondere auch die Vorschläge für den Inhalt der
Abschusspläne und die Stellungnahmen der Jagdinhaber
und der Bezirksbauernkammer dazu aufzunehmen sind.
Jagdinhabern, die an der Besprechung nicht teilgenom-
men haben oder bei der Besprechung dem Vorschlag für
den Inhalt der Abschusspläne nicht zugestimmt haben, ist
der ihr Jagdgebiet betreffende Teil der Niederschrift mit
dem Hinweis zu übermitteln, dass Einwände binnen einer
Woche ab Erhalt der Niederschrift dem Bezirksjägermeis-
ter mitzuteilen sind, da ansonsten die Zustimmung des
Jagdinhabers angenommen wird (Abs 4).“

12.3. Im Abs 3a wird der erste Satz durch folgende Be-
stimmung ersetzt: „Für Vogelarten gemäß § 59 Abs 1
zweiter Satz dürfen keine Mindestabschüsse festgelegt
werden. Höchstabschusszahlen und deren Verteilung auf
die Wildregionen sind durch Verordnung der Landesregie-
rung unter sinngemäßer Anwendung von § 104 Abs 4
festzulegen.“

12.4. Abs 4 wird durch folgende Bestimmungen er-
setzt:

„(4) Die Bezirksjägermeister haben für alle Hege-
gemeinschaften und Jagdgebiete ihres Wirkungsbereichs
(§ 125 Abs 1 Z 2) unter Bedachtnahme auf die Ergebnisse
der Besprechungen nach Abs 3 bzw auf die gemäß Abs 3a
erlassenen Verordnungen im Einvernehmen mit dem be-
troffenen Jagdinhaber und der örtlich zuständigen Be-
zirksbauernkammer einen Jahresabschussplan mit Be-
scheid zu erlassen. Das Einvernehmen mit dem Jagdinha-
ber gilt als hergestellt, wenn dieser entweder bei der Be-
sprechung gemäß Abs 3 dem Vorschlag für den Inhalt des
Abschussplans zugestimmt hat oder nicht binnen einer
Woche ab Erhalt des sein Jagdgebiet betreffenden Teils
der Niederschrift Einwände erhoben hat. Bei der Erlassung
des Bescheides haben die Bezirksjägermeister das AVG
anzuwenden. Kann das Einvernehmen bis zum 15. April
eines Jahres nicht erzielt werden, hat dies der Bezirksjä-
germeister der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde
als der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen. Mit dem Einlangen der
Mitteilung bei der Bezirksverwaltungsbehörde geht die
Zuständigkeit zur Entscheidung an diese über; sie hat den
Jahresabschussplan bis zum 15. Juni des Jahres zu er-
lassen. Gegen die in diesen Angelegenheiten ergange-
nen Bescheide der Bezirksjägermeister und der Bezirksver-
waltungsbehörden ist kein ordentliches Rechtsmittel zu-
lässig.

(4a) Der Jahresabschussplan hat für die einzelnen Wild-
arten, soweit erforderlich aufgegliedert nach Geschlecht
und Altersklassen, die Höchstabschüsse oder die Mindest-
abschüsse oder beides sowie die Aufteilung dieser Ab-
schüsse auf die einzelnen Jagdgebiete zu enthalten. Für
zusammenhängende Jagdgebiete desselben Jagdinhabers
sowie für Jagdbetriebsgemeinschaften (§ 78) kann ein ge-
meinsamer Abschussplan erlassen werden. Bei der Ab-
schussplanung des Rot-, Gams- und Steinwildes ist von
dem gemäß Abs 1 festgesetzten Mindestabschuss auszu-
gehen. Dieser darf um höchstens 5% unterschritten wer-
den. Für die Festsetzung der Abschusszahlen gelten die
Abs 2 und 3a sinngemäß.“

12.5. Im Abs 5 werden im ersten Satz die Worte „die
Jagdbehörde“ durch die Worte „der Bezirksjägermeister
bzw die Jagdbehörde“ ersetzt.

13. Im § 61 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

13.1. Im Abs 1 wird angefügt: „Wird der Jahresab-
schussplan gemäß § 60 Abs 4 nicht bis zum 15. April er-
lassen, können Abschüsse im Ausmaß der im letztgültigen
Jahresabschussplan festgelegten Mindestabschüsse vor-
genommen werden.“

13.2. Abs 2 lautet:
„(2) Kann im Hinblick auf die laufende Entwicklung der

Abschussplanerfüllung oder die Abschussplanerfüllung
der vergangenen Jagdjahre erwartet werden, dass die
vollständige oder zeitgerechte Erfüllung des Mindestab-
schusses in einem Jagdgebiet nicht erreicht wird, kann die
Jagdbehörde dem Jagdinhaber mit Bescheid vorschreiben,
dass er männliches Wild, das älter als zwei Jahre ist,
a) erst erlegen darf, wenn er eine bestimmte Anzahl der

anderen Tiere der betreffenden Wildart erlegt hat; in
diesem Bescheid ist gleichzeitig eine Vorlagepflicht ge-
mäß § 64 Abs 2 anzuordnen; oder

b) nach einem bestimmten Zeitpunkt innerhalb der
Schusszeit nicht mehr erlegen darf.

Berufungen gegen solche Bescheide haben keine auf-
schiebende Wirkung.“

14. § 63 Abs 3 lautet:
„(3) Die Abschussliste ist mit Ablauf des Jagdjahres ab-

zuschließen. Bei Wildarten, die nicht der Abschussplanung
unterliegen, ist eine Ausfertigung der Abschussliste der
Salzburger Jägerschaft bis spätestens 15. Jänner des fol-
genden Jahres vorzulegen.“

15. Im § 66 lauten die Abs 2 und 3:
„(2) Die Einrichtung und die Auflassung von Rotwild-

futterplätzen ist nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen nur mit Zustimmung der Hegegemeinschaft zu-
lässig. Die Erteilung der Zustimmung ist vom Jagdinhaber
schriftlich zu beantragen. Von der Erteilung der Zustim-
mung ist die Jagdbehörde zu verständigen. Wird die Zu-
stimmung nicht innerhalb eines Jahres ab dem Einlangen
des Antrags bei der Hegegemeinschaft erteilt oder ver-
weigert die Hegegemeinschaft die Erteilung der Zustim-
mung innerhalb dieser Frist, kann die Jagdbehörde die Zu-
stimmung durch Bescheid ersetzen. Die Zustimmung zur
Einrichtung ist zu erteilen, wenn die Rotwildfütterung
nicht nach Abs 3 untersagt werden könnte. Die Zustim-
mung zur Auflassung ist zu erteilen, wenn die Rotwildfüt-
terung nicht gemäß Abs 4 dringend erforderlich ist. Die
Einrichtung von Futterplätzen für Rotwild ist auch den je-
weiligen Salzburger Landesgruppen der österreichischen
alpinen Vereine mitzuteilen.

(3) Über Antrag eines betroffenen Grundeigentümers,
Jagdinhabers oder einer Hegegemeinschaft oder von
Amts wegen kann der Weiterbetrieb einer Fütterung
durch die Jagdbehörde untersagt werden, wenn zu be-
fürchten ist, dass der Fütterungsbetrieb den Fütterungsbe-
reich (dh den unmittelbaren Fütterungsbereich, den Fütte-
rungseinstandsbereich und die dazugehörigen Wechsel)
insbesondere auch durch das Entstehen waldgefährden-
der Wildschäden beeinträchtigen könnte und diesen Be-
einträchtigungen auch nicht durch Auflagen, die die Füt-
terung, den Fütterungsbetrieb oder den Fütterungsbe-
reich betreffen, in ausreichendem Umfang begegnet wer-
den kann.“



16. Im § 68 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

16.1. Die Abs 1 und 2 lauten:
„(1) Wildgehege (Gatter) sind Jagdgebiete oder Teile

eines Jagdgebietes, die durch natürliche oder künstliche
Umfriedung gegen den Wechsel des dort gehegten Wil-
des von und nach allen anderen benachbarten Grundflä-
chen vollkommen abgeschlossen und der Wildhege ge-
widmet sind. Sie dürfen nur vom Eigentümer eines Eigen-
jagdgebietes oder vom Jagdinhaber eingerichtet werden
und können neben jagdlichen Zwecken auch als Schau-
gatter oder für wissenschaftliche Zwecke genützt werden.
Keine Wildgehege sind:
a) Anlagen, die keinen jagdlichen Zwecken, sondern aus-

schließlich anderen Zwecken wie etwa der Schaustel-
lung des Wildes, der wissenschaftlichen Forschung oder
der Tierhaltung im Rahmen eines Tierheimes (§ 12 des
Salzburger Tierschutzgesetzes) dienen sollen;

b) Wildtierzuchtgatter (§§ 109 ff).
(2) Die Einrichtung und wesentliche Änderungen von

Wildgehegen bedürfen der Bewilligung der Landesregie-
rung. In dieser sind ein allfälliger Nebenzweck (Schaugat-
ter, wissenschaftlicher Zweck usw) und die gehegten
Wildarten anzuführen. Sie erlischt, wenn ein Wildgehege
über einen Zeitraum von fünf Jahren nicht betrieben
wird.“

16.2. Im Abs 4 lautet in der lit f der Klammerausdruck:
„(§ 24 des Salzburger Naturschutzgesetzes 1999)“

17. § 70 Abs 3 lautet:
„(3) Folgende Maßnahmen sind verboten:

a) Die Benützung von Schusswaffen, Munition und Ziel-
hilfsmitteln, die für die Jagd auf jagdbare Tiere gewöhn-
lich nicht bestimmt sind. Darunter fallen insbesondere
die gemäß § 17 Abs 1 Z 1 bis 5 des Waffengesetzes
1996 verbotenen Waffen, automatische Kugelgewehre,
Luftdruckwaffen, Pfeil und Bogen und ähnliche Geräte,
Zimmerstutzen, Kugelgewehre für Randfeuerpatronen,
Narkosegewehre, Armbrüste, halbautomatische oder
automatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Pa-
tronen aufnehmen kann, Vorrichtungen zur Beleuch-
tung von Zielen und Visiereinrichtungen für das Schie-
ßen bei Nacht mit elektronischem Bildverstärker oder
Bildumwandler, Infrarotgeräte und Restlichtverstärker.
Die Verwendung von Faustfeuerwaffen ist nur zur Abga-
be eines Fangschusses gestattet.

b) Das Beschießen von Schalenwild mit Schrot oder mit
solchen Kugeln oder Patronen, die keine der Stärke des
Wildes entsprechende ausreichende schnelltötende
Wirkung erwarten lassen. Die Landesregierung hat
durch Verordnung zu bestimmen, welche Munitionsar-
ten eine ausreichende schnelltötende Wirkung erwar-
ten lassen.

c) Die Verwendung von künstlichen Lichtquellen, Spie-
geln oder sonstigen Vorrichtungen zum Blenden, von
Tonbandgeräten oder nichtselektiven Netzen und Fal-
len.

d) Die Ausübung der Jagd von Kraftfahrzeugen, Luftfahr-
zeugen, Eisenbahnen, Seilbahnen, mechanischen Auf-
stiegshilfen oder Motorbooten aus.

e) Die Ausübung der Jagd mit Ausnahme auf den Fuchs,
Dachs, Iltis, Marder, Marderhund, Waschbär und das
Schwarzwild zur Nachtzeit, das ist in der Zeit von einer

Stunde nach Sonnenuntergang bis eine Stunde vor
Sonnenaufgang.

f) Das Erlegen von Rotwild während des Fütterungszeit-
raums im Radius von 200 m von Fütterungen.

g) Das Verwenden von Gift, vergifteten oder betäuben-
den Ködern, von als Lockmittel benutzten geblendeten
oder verstümmelten lebenden Tieren, von elektrischen
oder elektronischen Vorrichtungen, die töten oder be-
täuben können, oder von Sprengstoffen sowie das Be-
gasen oder Ausräuchern.

h) Das Fangen oder Töten von Wild mit Schlingen, Leim-
ruten oder Haken sowie mit anderen Einrichtungen
oder Methoden, mit denen Wild zahlreich oder wahllos
oder in einer Art, die das Verschwinden einer Wildart
nach sich ziehen kann, gefangen oder getötet werden
kann.“

18. Im § 72 Abs 1 werden folgende Änderungen vorge-
nommen:

18.1. Die lit b lautet:
„b) das Fangen von Beutegreifern mit Ausnahme von

Baummarder, Nerz, Iltis, Wildkatze, Fischotter, Braun-
bär, Luchs, Wolf und Goldschakal, und das Fangen
von Bisamratten.“

18.2. Der vorletzte Satz wird durch folgende Bestim-
mungen ersetzt: „Die Bewilligung ist bei Wildarten, die
gemäß § 103 Abs 1 einen besonderen Schutz genießen,
nur zu den Zwecken gemäß § 104 Abs 3 zu erteilen. Bei
anderen Wildarten darf die Bewilligung nur erteilt wer-
den, wenn die eingefangenen Tiere nachweislich für Tier-
gärten, Wildparks udgl, für wissenschaftliche Zwecke
oder zur Umsiedlung in andere Gebiete bestimmt sind.“

19. § 77 Abs 3 lautet:
„(3) Der Eigentümer des Grundstückes, über das der

Jägernotweg führt, kann eine angemessene Entschädi-
gung beanspruchen, die im Streitfall von der Jagdbehörde
festgesetzt wird. Über Berufungen gegen solche Beschei-
de entscheidet der Unabhängige Verwaltungssenat. Auf
die Festsetzung der Entschädigung findet, soweit nicht
anderes bestimmt ist, § 15 des Salzburger Landesstraßen-
gesetzes 1972 Anwendung.“

20. Im § 79 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

20.1. Abs 1 lautet:
„(1) Für jede Wildregion besteht eine Hegegemein-

schaft. Die Hegegemeinschaft ist eine Körperschaft des
öffentlichen Rechtes und besitzt Rechtspersönlichkeit.
Mitglieder sind die Jagdinhaber der Jagdgebiete, die in der
Wildregion liegen. Jede Hegegemeinschaft hat unter Ver-
wendung einer durch Verordnung der Landesregierung
festgelegten Mustersatzung eine Satzung zu beschlie-
ßen.“

20.2. Im Abs 4 lautet der erste Satz: „Bei der Berech-
nung der Fütterungskosten ist unabhängig von der Art des
vorgelegten Futtermittels vom Wert einer für den Rotwild-
bestand der Wildregion (durchschnittlicher Fütterungs-
stand) ausreichenden Heuvorlage (höchstens 4 kg Heu je
Stück und Tag) entsprechend guter Qualität auszugehen.“

20.3. Abs 5 lautet:
„(5) Die Aufteilung der Fütterungskosten auf die Mit-

glieder erfolgt nach einem Schlüssel, der von der Hegege-
meinschaft auf Grund der Zahl der bewilligten und/oder
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der tatsächlich getätigten Abschüsse in den Rotwildkernzo-
nen und Rotwildrandzonen festzulegen ist. Für Hirsche,
Tiere und Kälber ist dabei jeweils ein Punktewert festzuset-
zen, der dem Verhältnis der durchschnittlichen Abschuss-
werte der genannten Wildstücke entspricht. Die Zahl der
bewilligten und/oder tatsächlich getätigten Abschüsse im
Bereich einer Hegegemeinschaft wird mit den festgelegten
Punktewerten multipliziert und ergibt einen Gesamtwert,
der den Gesamtkosten für die Fütterung gegenüberzustel-
len ist. Die Kosten sind entsprechend dem Verhältnis, in
dem die Jagdgebiete zum Gesamtwert beigetragen haben,
zu verteilen. Besorgt der Jagdinhaber selbst die Rotwildfüt-
terungen, sind seine Leistungen als Naturalleistungen an-
zurechnen. Versorgt sich das Rotwild im Winter in einigen
Jagdgebieten ohne Fütterung schadenfrei selbst, kann auf
eine Beteiligung dieser Jagdgebiete an den entsprechenden
Fütterungskosten verzichtet werden.“

21. § 80 Abs 1 lautet:
„(1) Der Mitgliederversammlung gehören die Jagdin-

haber der in der Wildregion zusammengefassten Jagdge-
biete an. Mitglieder, deren Jagdgebiet zumindest teilweise
in einer Rotwildkernzone oder Rotwildrandzone liegt, sind
in allen Angelegenheiten stimmberechtigt. Mitglieder, de-
ren Jagdgebiet zur Gänze in einer Rotwildfreizone liegt,
sind bei den im § 79 Abs 3 lit a angeführten Angelegen-
heiten (Fütterung des Rotwilds) nicht stimmberechtigt.
Stimmberechtigten Mitgliedern kommt auf je angefange-
ne 500 ha der einbezogenen und anrechenbaren Jagdge-
bietsfläche eine Stimme zu; Gleiches gilt auch für Wahlen.
Das Stimmrecht ist persönlich oder durch schriftlich Be-
vollmächtigte auszuüben. Eine Jagdgesellschaft gilt als ein
Mitglied, das durch den Jagdleiter (oder dessen Stellver-
treter) vertreten wird.“

22. Im § 83 wird das Datum „1. Juli“ durch das Datum
„30. Juni“ und die Wortfolge „zwei Monaten“ durch die
Wortfolge „sechs Monaten“ ersetzt.

23. Im 6. Hauptstück wird nach der Abschnittsüber-
schrift „1. Abschnitt Allgemeine Bestimmungen“ einge-
fügt:

„Begriffsbestimmungen

§ 100a

Im Sinn des folgenden Hauptstückes gelten als:
1. Erhaltungsziele eines Wild-Europaschutzgebietes: die

Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Er-
haltungszustandes
a) der im Anhang II der FFH-Richtlinie genannten Wild-

arten,
b) der im Anhang I der Vogelschutzrichtlinie genannten

Federwildarten und der regelmäßig auftretenden, im
§ 4 genannten Zugvogelarten (Art 4 Abs 2 der Vo-
gelschutzrichtlinie) und ihrer Lebensräume unter be-
sonderer Berücksichtigung der international bedeut-
samen Feuchtgebiete.

2. Wild-Europaschutzgebiete:
a) Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung, die in

die Liste nach Art 4 Abs 2 der FFH-Richtlinie einge-
tragen sind;

b) Gebiete, die bis zum Vorliegen der Liste gemäß Z 1 in
eine Liste gemäß Art 4 Abs 1 der FFH-Richtlinie auf-
genommen worden sind; und

c) Vogelschutzgebiete nach Art 4 Abs 1 und 2 der Vo-
gelschutzrichtlinie.

3. FFH-Richtlinie: Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu-
me sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen, zuletzt
geändert durch die Richtlinie 97/62/EG.

4. Natura 2000: ein zusammenhängendes europäisches
Netz von Schutzgebieten gemäß Art 3 der FFH-Richt-
linie.

5. Prioritäre Arten: Tier- oder Pflanzenarten, für deren Er-
haltung der Europäischen Gemeinschaft besondere
Verantwortung zukommt. Diese Arten sind im Anhang
II der FFH-Richtlinie mit dem Zeichen ,*‘ gekennzeich-
net.

6. Vogelschutzrichtlinie: Richtlinie 79/409/EWG des
Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild
lebenden Vogelarten, zuletzt geändert durch die Richt-
linie 97/49/EG.“

24. Die §§ 103 und 104 werden durch folgende Be-
stimmungen ersetzt:

„Schutz bestimmter Wildarten

§ 103

(1) Folgende Wildarten sind in allen Lebensstadien be-
sonders geschützt:
a) Biber, Wolf, Braunbär, Fischotter, Nerz, Wildkatze,

Luchs (Anhang IV lit a der FFH-Richtlinie);
b) alle Federwildarten.

(2) Für Wildarten gemäß Abs 1 gelten folgende Schutz-
bestimmungen:
a) Alle absichtlichen Formen des Fangens oder der Tötung

von Tieren, die der Natur entnommen werden, sind
verboten.

b) Jede absichtliche Störung dieser Arten, insbesondere
während der Fortpflanzungs-, Aufzuchts-, Überwinte-
rungs- und Wanderungszeit, ist verboten.

c) Jede absichtliche Zerstörung, Beschädigung oder Ent-
fernung der Fortpflanzungs-, Nist- oder Ruhestätten ist
verboten.

d) Die Entnahme von Eiern aus der freien Wildbahn und
der Besitz von Eiern auch in entleertem Zustand ist ver-
boten.

e) Der Besitz, Transport, Handel oder Austausch sowie das
Angebot zum Verkauf von lebenden oder toten Tieren
gemäß Abs 1 lit a, die der Natur entnommen wurden,
ist verboten. Das Verbot bezieht sich auch auf jedes aus
dem Tier gewonnene Produkt und jede andere Ware,
die auf Grund eines Begleitdokuments, der Verpa-
ckung, eines Zeichens, eines Etiketts oder eines ande-
ren Sachverhalts als Teil oder Derivat des Tieres identifi-
ziert werden kann.

f) Der Verkauf von lebenden oder toten Tieren gemäß
Abs 1 lit b, die der Natur entnommen sind, sowie deren
Transport und Halten für den Verkauf und das Anbieten
zum Verkauf ist verboten; dieses Verbot gilt auch für er-
kennbare Teile dieser Tiere und für aus diesen Tieren
gewonnene Erzeugnisse.
(3) Werden Gelege durch land- oder forstwirtschaftli-

che Maßnahmen gefährdet, können sie vom Jagdinhaber
verlegt oder zum Zweck der künstlichen Aufzucht ent-
fernt werden, wenn anders das Gelege nicht gerettet wer-
den kann.



Ausnahmen von den Schutzbestimmungen

§ 104

(1) Das Verbot des § 103 Abs 2 lit a gilt nicht für Feder-
wildarten, für die ein Abschussplan festgelegt worden ist
(§ 60 Abs 3a) oder die im Anhang II der Vogelschutzricht-
linie als in Österreich jagdbar genannt sind.

(2) Das Halten einer geringen Menge von besonders
geschützten Wildtieren kann von der Jagdbehörde bewil-
ligt werden, wenn die artgerechte Haltung der Tiere ge-
währleistet ist und seltene wild lebende Tierarten nicht
wesentlich beeinträchtigt und nicht gefährdet werden.
Keine Bewilligung ist erforderlich für
a) Tierhaltungen gemäß § 17 Abs 4 des Salzburger Veran-

staltungsgesetzes 1997;
b) Tierhaltungen in gemäß § 17a des Salzburger Veran-

staltungsgesetzes 1997 bewilligten zoologischen Gär-
ten;

c) Tierhaltungen, die gemäß § 11 Abs 2 des Salzburger
Tierschutzgesetzes 1999 bewilligt worden sind;

d) das Halten von Federwildarten, die im Anhang II der
Vogelschutzrichtlinie als in Österreich jagdbare Arten
genannt sind.

Die Bewilligung hat die Höchstanzahl und die Art der Tie-
re, die gehalten werden dürfen, zu enthalten. Halter von
besonders geschützten Wildtieren sind mit Ausnahme der
in lit a bis d genannten Tierhaltungen von der Jagdbehör-
de in regelmäßigen Abständen zu kontrollieren. Bei Miss-
ständen können nachträglich Auflagen vorgeschrieben
werden, wenn dadurch eine artgerechte Haltung sicher-
gestellt werden kann; ist dies nicht möglich, ist die Bewilli-
gung zu entziehen.

(3) Die Verbote des § 103 Abs 2 lit e und f gelten nicht
für Rebhühner, Fasane, Ringeltauben und Stockenten so-
wie für Haarwild, wenn die Tiere (einschließlich daraus
gewonnener Produkte und Waren) nachweislich rechtmä-
ßig aus der Natur entnommen bzw in Verkehr gebracht
worden sind. Die Landesregierung kann für die im An-
hang III, Teil 2, der Vogelschutzrichtlinie genannten Fe-
derwildarten Ausnahmen von den Verboten des § 103
Abs 2 lit f durch Verordnung vorsehen, wenn nicht zu be-
fürchten ist, dass durch eine Vermarktung von Vögeln der
betreffenden Art die Populationsgröße, die geographische
Verbreitung oder die Vermehrungsfähigkeit dieser Arten
in der gesamten Gemeinschaft gefährdet würde oder ge-
fährdet werden könnte. Vor Erlassung der Verordnung ist
eine Stellungnahme der Europäischen Kommission einzu-
holen.

(4) Die Behörde kann weitere Ausnahmen von den Ver-
boten gemäß § 103 Abs 2 bewilligen, wenn dadurch der
Bestand der betroffenen Wildart nicht gefährdet wird und
es keine andere zufrieden stellende Lösung gibt, um den
angestrebten Zweck zu erreichen. Solche Ausnahmen
dürfen nur für folgende Zwecke bewilligt werden:
a) zum Schutz anderer wild lebender Tiere und Pflanzen

und zur Erhaltung ihrer natürlichen Lebensräume;
b) zur Vermeidung ernster Schäden an Kulturen, an Vieh-

beständen, an Wäldern, Fischwässern sowie bei Haar-
wild auch an sonstigen Formen des Eigentums;

c) im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen
Sicherheit oder bei Haarwild auch aus anderen zwin-
genden Gründen des überwiegenden öffentlichen In-

teresses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftli-
cher Art oder positiver Folgen für die Umwelt;

d) zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts;
e) zur Ergänzung des Bestandes dieser Arten oder zu de-

ren Wiederansiedlung sowie zur dazu erforderlichen
Aufzucht;

f) zum Handel mit einer geringen Menge von Tieren (bzw
Teilen von Tieren oder aus diesen Tieren gewonnenen
Erzeugnissen) jener Federwildarten, die gemäß Abs 1
gefangen oder getötet werden dürfen.“

25. Im § 107 Abs 3 lautet der erste Satz: „In Habitat-
schutzgebieten ist das Betreten oder Befahren mit Fahr-
zeugen aller Art durch jagdfremde Personen außerhalb
der in der Verordnung festgelegten Wege und Straßen (zB
Wanderwege und -steige, Schipisten, Tourenrouten, Schi-
tourenaufstiege und -abfahrten, Langlaufloipen) unter-
sagt.“

26. Nach § 108 wird eingefügt:

„Wild-Europaschutzgebiete

§ 108a

(1) Eine Liste der Wild-Europaschutzgebiete gemäß
§ 100a Z 2, eine kurze Darstellung der vorliegenden euro-
parechtlichen Voraussetzungen und die im § 100a Z 2 ge-
nannten Richtlinien liegen beim Amt der Landesregie-
rung, bei den Bezirksverwaltungsbehörden und bei den
Gemeindeämtern der davon betroffenen Gemeinden zur
Einsichtnahme während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden (§ 13 Abs 5 AVG) auf. Nach Maß-
gabe der technischen Möglichkeiten ist die Liste auch im
Internet bereitzustellen.

(2) Für Wild-Europaschutzgebiete hat die Landesregie-
rung durch Verordnung Schutzbestimmungen zu erlassen,
die jedenfalls den Schutzzweck und die erforderlichen Ge-
bote und Verbote enthalten. In der Verordnung sind auch
die Grenzen des Schutzgebietes festzulegen. Der Schutz-
zweck hat die Erhaltungsziele des jeweiligen Schutzgebie-
tes anzugeben.

(3) In der Wild-Europaschutzgebietsverordnung kön-
nen Maßnahmen verboten oder geboten und bestimmte
Eingriffe allgemein oder durch eine Ausnahmebewilligung
der Landesregierung gestattet werden. Durch Gebote,
Verbote und Bewilligungsvorbehalte ist sicherzustellen,
dass jene Tierarten nicht erheblich gestört werden, für die
nach dem Schutzzweck ein günstiger Erhaltungszustand
erhalten oder wiederhergestellt werden soll.

(4) Vor Erteilung der Ausnahmebewilligung ist von der
Landesregierung zu prüfen, ob der Eingriff das Wild-Euro-
paschutzgebiet in seinen für die Erhaltungsziele (Abs 1)
wesentlichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigen
kann (Verträglichkeitsprüfung). Die Bewilligung ist nur zu
erteilen, wenn keine erhebliche Beeinträchtigung zu er-
warten ist.

(5) Die Erlassung einer Verordnung gemäß Abs 1 kann
unterbleiben, wenn für das Gebiet bereits durch andere
Maßnahmen ein ausreichender Schutz und das Erreichen
des Erhaltungsziels sichergestellt ist. Weiter gehende
Schutzbestimmungen bleiben unberührt.

(6) Für Wild-Europaschutzgebiete sind – falls erforder-
lich – Landschaftspflegepläne und auch Detailpläne unter
sinngemäßer Anwendung des § 35 des Salzburger Natur-
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schutzgesetzes 1999 und unter Bedachtnahme auf Art 4
Abs 1 der Vogelschutzrichtlinie und Art 6 Abs 1 der FFH-
Richtlinie zu erstellen und umzusetzen. Der Erhaltungszu-
stand der Wild-Europaschutzgebiete ist von der Landesre-
gierung regelmäßig zu überwachen, wobei die prioritären
Arten besonders zu berücksichtigen sind.

(7) Das Land hat wissenschaftliche Forschungsmaßnah-
men auf dem Gebiet der Wildökologie gemäß Art 18 der
FFH-Richtlinie und Art 10 der Vogelschutzrichtlinie nach
Maßgabe der im Landesvoranschlag dafür vorgesehenen
Mittel als Träger von Privatrechten zu fördern. Auf die Ge-
währung einer Förderung besteht kein Rechtsanspruch.

Vorläufiger Schutz

§ 108b

(1) Bis zur Erlassung ausreichender Schutzbestimmun-
gen gemäß § 108a dürfen Nutzungsmaßnahmen von
Grundstücken nur so durchgeführt werden, wie sie nach
Art und Umfang bis zur Aufnahme des Gebietes in die Lis-
te gemäß § 108a Abs 1 vorgenommen worden sind.

(2) Alle über Abs 1 hinausgehenden Maßnahmen, die
eine erhebliche Beeinträchtigung von solchen Wildarten
bewirken können, für die nach der FFH-Richtlinie oder der
Vogelschutzrichtlinie ein günstiger Erhaltungszustand er-
halten oder wiederhergestellt werden soll, dürfen nur mit
Bewilligung der Landesregierung vorgenommen werden.

(3) Die Bewilligung gemäß Abs 2 ist zu erteilen, wenn
die Maßnahme keine erhebliche Störung der unter Abs 2
fallenden Arten bewirken kann und überdies dem Ziel der
Erhaltung oder Schaffung eines günstigen Erhaltungszu-
standes dieser Arten nicht zuwiderläuft.

(4) Weitergehende Schutzbestimmungen bleiben un-
berührt.

Interessenabwägung

§ 108c

(1) Bei der Anwendung des § 108a Abs 4 ist davon aus-
zugehen, dass dem öffentlichen Interesse an der Wah-
rung der Erhaltungsziele des Wild-Europaschutzgebietes
der Vorrang gegenüber allen anderen Interessen einge-
räumt werden kann.

(2) Maßnahmen, die nachweislich unmittelbar beson-
ders wichtigen öffentlichen Interessen dienen, sind unter
weit gehender Wahrung der Erhaltungsziele zu bewilli-
gen, wenn
1. den anderen öffentlichen Interessen im Einzelfall der

Vorrang gegenüber dem Interesse an der Wahrung der
Erhaltungsziele zukommt und

2. zur Maßnahme nachweislich keine geeignete, die
Schutzinteressen weniger beeinträchtigende Alterna-
tivlösung besteht.
(3) Bei Maßnahmen gemäß Abs 2, die in Wild-Europa-

schutzgebieten eine erhebliche Beeinträchtigung prioritä-
rer Arten (§ 100a Z 5) erwarten lassen, können nur Erwä-
gungen im Zusammenhang mit folgenden öffentlichen
Interessen in eine Interessenabwägung einbezogen wer-
den:
1. das Leben und die Gesundheit von Menschen,
2. die öffentliche Sicherheit,
3. maßgebliche günstige Auswirkungen auf die Umwelt.

Sonstige öffentliche Interessen können in die Interessen-
abwägung nur einbezogen werden, wenn zuvor eine Stel-
lungnahme der Europäischen Kommission eingeholt wor-
den ist. Diese Stellungnahme ist bei der Entscheidung zu
berücksichtigen.

(4) Kommt nach einer Interessenabwägung gemäß Abs
2 oder 3 dem Interesse an der Wahrung der Erhaltungs-
ziele eines Wild-Europaschutzgebietes nicht der Vorrang
zu, hat die Landesregierung den Zusammenhang des eu-
ropäischen ökologischen Netzes ,Natura 2000‘ sicherzu-
stellen. Zu diesem Zweck ist die durch den Eingriff zu er-
wartende Beeinträchtigung durch entsprechende Ersatz-
leistungen auszugleichen. Der Ausgleich ist durch Be-
scheid vorzuschreiben. Bei Eingriffen in besondere Le-
bensräume und Lebensgemeinschaften von Wild kommt
als Ersatzleistung vor allem die Schaffung von Ersatzle-
bensräumen in Frage. Diese Ersatzlebensräume sind mög-
lichst in unmittelbarer räumlicher Nähe zum Eingriffsort zu
schaffen. Wenn keine Ersatzlebensräume geschaffen wer-
den können, ist dem Antragsteller durch Bescheid die Ent-
richtung eines Geldbetrags in einer Höhe vorzuschreiben,
die annähernd den Kosten einer angemessenen Ersatz-
leistung entspricht. Wenn die Schaffung von Ersatz-
lebensräumen nur unzureichend möglich ist, ist ein ent-
sprechend verringerter, ersatzweise zu leistender Geldbe-
trag vorzuschreiben. Die getroffenen Maßnahmen sind
von der Landesregierung der Europäischen Kommission
mitzuteilen.

Entschädigung

§ 108d

(1) Wird durch eine Wild-Europaschutzgebietsverord-
nung die Nutzung eines Grundstückes oder die Ausübung
eines Rechtes erheblich erschwert oder unmöglich ge-
macht oder wird dadurch der Ertrag eines Grundstückes
erheblich gemindert, ist dafür dem Eigentümer oder sons-
tigen dinglich Berechtigten auf Antrag aus Landesmitteln
eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Ent-
steht durch den Bestand eines Wild-Europaschutzgebietes
nachträglich eine noch nicht durch eine Entschädigung
abgegoltene unbillige Härte, hat das Land als Träger von
Privatrechten dem Eigentümer oder sonstigen dinglich Be-
rechtigten auf Antrag einen angemessenen finanziellen
Ausgleich zu leisten.

(2) Der Antrag auf Entschädigung ist bei sonstigem An-
spruchsverlust binnen einem Jahr vom Zeitpunkt der
Kundmachung der Verordnung gemäß § 108a bei der
Landesregierung einzubringen. Die Landesregierung hat
darüber dem Grund und der Höhe nach zu entscheiden.
Bei der Festsetzung der Entschädigung ist der Wert der
besonderen Vorliebe nicht zu berücksichtigen. Über den
Antrag auf Leistung einer Entschädigung ist möglichst un-
verzüglich zu entscheiden.

(3) Auf die Festsetzung der Entschädigung findet, so-
weit vorstehend nicht anderes bestimmt ist, § 15 des Salz-
burger Landesstraßengesetzes 1972 sinngemäß mit der
Maßgabe Anwendung, dass die Frist zur Anrufung des
Gerichtes sechs Monate ab der Erlassung des Entschädi-
gungsbescheides beträgt.“

27. Im § 109 Abs 1 lautet der erste Satz: „Wildtier-
zuchtgatter sind Absperrungen, in denen Tiere, die zu den



im § 4 aufgezählten Arten gehören, in einem land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb zur Tierzucht und/oder zur
Gewinnung von Fleisch oder tierischen Erzeugnissen ge-
halten werden.“

28. Im § 116 werden folgende Änderungen vorgenom-
men:

28.1. Im Abs 1 lauten der erste und zweite Satz: „Die
Prüfung für den Jagdschutzdienst ist vor einer bei der
Salzburger Jägerschaft einzurichtenden Prüfungskommis-
sion abzulegen. Die Prüfungskommission besteht aus ei-
nem Beamten des höheren Dienstes des Landes als Vorsit-
zendem und drei weiteren Mitgliedern, die über Vorschlag
der Salzburger Jägerschaft von der Landesregierung be-
stellt werden.“

28.2. Abs 2 lautet:
„(2) Sämtlichen Mitgliedern gebührt der Ersatz ihrer

notwendigen Reiseauslagen sowie je Prüfungswerber ei-
ne Entschädigung, die aus der Prüfungsgebühr zu decken
ist und deren Höhe unter Bedachtnahme auf die durch-
schnittliche Prüfungsdauer durch Verordnung der Salz-
burger Jägerschaft festzulegen ist. Der Kommission wer-
den die nötigen Hilfskräfte und Hilfsmittel von der Salz-
burger Jägerschaft zur Verfügung gestellt.“

29. Im § 117 Abs 1 lautet der erste Satz: „Zur Prüfung
dürfen nur Personen zugelassen werden, die
a) in dem der Prüfung vorangegangenen Kalenderjahr das

21. Lebensjahr vollendet haben;
b) wenigstens dreimal im Besitz einer Jahresjagdkarte wa-

ren, für deren erstmalige Ausstellung die erfolgreiche
Ablegung einer entsprechenden Eignungsprüfung er-
forderlich gewesen ist, und

c) eine ausreichende praktische Betätigung in allen sich
ergebenden Erfordernissen des Jagdbetriebes und der
Wildhege durch Bescheinigung der Salzburger Jäger-
schaft über deren Art und Dauer nachweisen.“

30. § 120 Abs 3 lautet:
„(3) Der Salzburger Jägerschaft kommt das Recht zur

Selbstverwaltung der ihr nach diesem Gesetz übertrage-
nen Aufgaben zu, soweit gesetzlich nicht anderes be-
stimmt ist.“

31. § 124 Abs 3 lautet:
„(3) Die ordentlichen Mitglieder haben zur Deckung

des mit der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben verbun-
denen Aufwandes der Salzburger Jägerschaft den jeweils
festgesetzten Jahresbeitrag (ordentlicher Mitgliedsbei-
trag, Beitrag zur Jagdhaftpflicht- und Unfallversiche-
rung, Zeitungsentgelt) und allenfalls festgelegte beson-
dere Beiträge (außerordentliche Umlagen, Unkostenbei-
träge usw) zu entrichten. Der Jahresbeitrag ist der Jagd-
behörde rechtzeitig bekannt zu geben. Er ist vor Ausstel-
lung der Jahresjagdkarte zu erlegen und bei Mitgliedern,
die keine Jahresjagdkarte besitzen, am 30. Juni jedes Jah-
res fällig. Die Fälligkeit der besonderen Beiträge ist von
der Salzburger Jägerschaft festzulegen. Auf die Rücker-
stattung von bereits entrichteten Beiträgen besteht im
Fall des Erlöschens der Mitgliedschaft kein Anspruch.
Rückständige Beiträge sind auf Antrag der Salzburger Jä-
gerschaft nach den Bestimmungen des VVG einzutrei-
ben.“

32. Im § 128 Abs 2 lautet die lit f:
„f) die Festlegung der Prüfungsentschädigung und der

Prüfungsgebühr gemäß den §§ 50 und 116;“

33. Im § 130 Abs 1 wird der zweite Satz durch folgende
Bestimmung ersetzt: „Mitglieder, die nicht Jagdinhaber
sind, werden mit Ausnahme der Ehrenmitglieder nach fol-
genden Bestimmungen einem Bezirksjägertag zugeord-
net:
a) Mitglieder gemäß § 121 Abs 2 gehören jenem Bezirks-

jägertag an, in dessen Wirkungsbereich ihr Eigenjagd-
gebiet liegt.

b) Nicht unter lit a fallende Mitglieder können durch
schriftliche Erklärung gegenüber der Salzburger Jäger-
schaft den Bezirksjägertag bestimmen, dem sie ange-
hören wollen.“

34. Im § 135 wird angefügt:
„(7) Verordnungen, die von Organen der Salzburger

Jägerschaft erlassen werden, sind, soweit nicht anderes
bestimmt ist, in der Zeitung der Salzburger Jägerschaft
kundzumachen und treten mit dem auf die Kundmachung
folgenden Tag in Kraft.“

35. Im § 137 Abs 5 wird angefügt: „Dies gilt auch für
Strafbescheide in jenen Angelegenheiten, in denen ein
Ehrengerichtsverfahren (§§ 138 ff) anhängig ist.“

36. Im § 150 wird der Ausdruck „§ 103 (Haltung von
Greifvögeln oder Eulen)“ durch den Ausdruck „§ 104
Abs 2 (Haltung besonders geschützter Wildtiere)“ ersetzt.

37. § 153 Abs 1 lautet:
„(1) Die Salzburger Jägerschaft hat einen automations-

unterstützten Jagdkataster zu führen, in dem die jagdli-
chen Verhältnisse (Abs 2) im Land getrennt nach Verwal-
tungsbezirken darzustellen sind. Die Landesregierung hat
der Salzburger Jägerschaft die dazu notwendigen planli-
chen Unterlagen und Daten kostenlos zur Verfügung zu
stellen.“

38. Im § 158 Abs 1 werden folgende Änderungen vor-
genommen:

38.1. Die Z 8 und 9 lauten:
„8. den festgelegten Mindestabschuss nicht bis zum Be-

ginn der Schonzeit erfüllt (§ 61 Abs 1), den festgeleg-
ten Höchstabschuss überschreitet (§ 62) oder sonst
den §§ 59 bis 62 oder den im Abschussplan getroffe-
nen Festlegungen zuwiderhandelt;

9. den behördlichen Anordnungen nach § 61 Abs 2 und
3 nicht nachkommt;“

38.2. Die Z 27 und 28 lauten:
„27. gegen die Bestimmungen über den besonderen

Schutz von Wildtieren verstößt (§§ 103 und 104);
28. gegen die Bestimmungen über Wild-Europaschutz-

gebiete oder die auf deren Grundlage erlassenen
Verordnungen oder Bescheide verstößt (§§ 108a bis
108c);“

38.3. Nach der Z 31 wird angefügt:
„32. der Vorlagepflicht gemäß § 146 Abs 3 nicht nach-

kommt.“

39. Im § 162 wird angefügt:
„(4) Die §§ 17 Abs 3, 34 Abs 3, 41, 42 Abs 2 und 3, 43

Abs 2, 46 Abs 1 und 2, 48 Abs 2, 54 Abs 1, 55 Abs 3, 56
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Abs 2, 59 Abs 1, 60 Abs 3, 3a, 4, 4a und 5, 61 Abs 1 und
2, 63 Abs 3, 66 Abs 2 und 3, 68 Abs 1, 2 und 4, 70 Abs 3,
72 Abs 1, 77 Abs 3, 79 Abs 1, 4 und 5, 80 Abs 1, 83,
100a, 103, 104, 107 Abs 3, 108a bis 108d, 109 Abs 1,
116 Abs 1 und 2, 117 Abs 1, 120 Abs 3, 124 Abs 3, 128
Abs 2, 130 Abs 1, 135 Abs 7, 137 Abs 5, 150, 153 Abs 1
und 158 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 70/
2002 treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. Für die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens bereits bewilligten Wildgehege ist die
Anführung des Zweckes in der Bewilligung innerhalb ei-
nes Jahres ab dem Inkrafttreten von Amts wegen an § 68
Abs 1 und 2 anzupassen.

(5) Von den Verboten des § 103 Abs 2 lit e und f sind
lebende und tote Tiere, Teile dieser Tiere sowie Erzeugnis-
se, Produkte und Waren ausgenommen, wenn die Tiere
vor dem 1. Juli 2002 aus der Natur entnommen worden
sind.

(6) Für Personen, die am 1. Juli 2002 bereits Mitglieder
der Salzburger Jägerschaft sind, bleibt die bis zu diesem
Datum geltende Zuordnung zu einem Bezirksjägertag
weiterhin aufrecht, solange sie nicht eine Erklärung ge-
mäß § 130 Abs 1 lit b abgeben.“

Griessner
Schausberger

71. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
10. Juli 2002, mit der die Bildschirmarbeits-Verordnung

geändert wird

Auf Grund des § 106 Abs 1 der Salzburger Landarbeits-
ordnung 1995, LGBl Nr 7/1996, in der geltenden Fassung
wird verordnet:

Die Bildschirmarbeits-Verordnung, LGBl Nr 95/2001,
wird geändert wie folgt:

1. Die Promulgationsklausel lautet:
„Auf Grund des § 44 des Bediensteten-Schutzgesetzes

– BSG, LGBl Nr 103/2000, sowie des § 106 Abs 1 der
Salzburger Landarbeitsordnung 1995 – LArbO 1995, LGBl
Nr 7/1996, in der geltenden Fassung wird verordnet:“

2. Die Bezeichnung des 1. Abschnittes „Allgemeine Be-
stimmungen“ wird durch „Schutz der Landes- und Ge-
meindebediensteten“ ersetzt.

3. Der 4. Abschnitt wird durch folgende Bestimmungen
ersetzt:

„4. Abschnitt

Schutz der Dienstnehmer
in der Land- und Forstwirtschaft

Anwendungsbereich

§ 12

Die Bestimmungen dieses Abschnittes gelten für Bild-
schirmarbeitsplätze und Bildschirmarbeit, die von Dienst-
nehmern einschließlich der familieneigenen Dienstnehmer
bei der Ausübung ihres Berufs in ihrem land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieb benützt werden bzw geleistet
wird.

Schutz der Dienstnehmer

§ 13

(1) Der 2. Abschnitt dieser Verordnung findet auf Bild-
schirmarbeitsplätze im Sinn des § 102d Abs 1 zweiter Satz
LArbO 1995 Anwendung, der 3. Abschnitt auf Bild-
schirmarbeit im Sinn des § 102d Abs 1 erster Satz LArbO
1995, und zwar mit der Maßgabe, dass
1. im § 8 an Stelle des Zitates ,§ 41 Abs 1 BSG‘ das Zitat

,§ 102d Abs 7 LArbO 1995‘ tritt;
2. im § 10 Abs 1

a) in der Z 1 an Stelle der Zitate ,§ 41 Abs 3 Z 2 BSG‘
und ,§ 45 Abs 4 BSG‘ die Zitate ,§ 102d Abs 9 Z 2
LArbO 1995‘ bzw ,§ 105 Abs 2 LArbO 1995‘,

b) in der Z 2 an Stelle des Zitates ,§ 41 Abs 3 Z 3 BSG‘
das Zitat ,§ 102d Abs 9 Z 3 LArbO 1995‘ tritt;

3. im § 10 Abs 2 an Stelle des Zitates ,§ 41 Abs 3 Z 4 BSG‘
das Zitat ,§ 102d Abs 9 Z 4 LArbO 1995‘ tritt; und

4. gemäß § 11 Abs 3 die Information (§ 11 Abs 1) sowie
die Anhörung und Beteiligung (§ 11 Abs 2) der einzel-
nen Dienstnehmer entfallen kann, wenn Sicherheits-
vertrauenspersonen bestellt sind oder ein Betriebsrat
errichtet ist und diese zur weiteren Wahrnehmung im
Sinn des § 11 Abs 1 informiert bzw gemäß § 11 Abs 2
einbezogen werden.

In beiden Abschnitten ist der Begriff ,Bedienstete‘ als
,Dienstnehmer‘ zu verstehen.

(2) Auf tragbare Datenverarbeitungsgeräte finden die
Bestimmungen dieser Verordnung keine Anwendung,
wenn sie nicht regelmäßig am Arbeitsplatz eingesetzt
werden. Auf die im § 102d Abs 6 LArbO 1995 angeführ-
ten Einrichtungen bzw Geräte finden die Bestimmungen
nur Anwendung, soweit die Art oder Zweckbestimmung
der Einrichtung oder die Art der Arbeitsvorgänge dem
nicht entgegensteht.

(3) Ein wesentlicher Teil der normalen Arbeit im Sinn
des § 102d Abs 9 LArbO 1995 liegt vor, wenn Dienstneh-
mer regelmäßig mehr als drei Stunden ihrer Tagesarbeits-
zeit mit Bildschirmarbeit beschäftigt sind.

5. Abschnitt

Schlussbestimmungen

Inkrafttreten

§ 14

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 2001 in Kraft.
(2) Die §§ 12 und 13 in der Fassung der Verordnung

LGBl 71/2002 treten mit 17. August 2002 in Kraft.

Umsetzungshinweis

§ 15

Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie
90/270/EWG über die Mindestvorschriften bezüglich der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an
Bildschirmgeräten, ABl Nr L 156 vom 21. Juni 1990, Seite
14.“

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger



72. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
10. Juli 2002, mit der die Schulsprengelverordnung für
bestimmte allgemeinbildende Pflichtschulen im politi-
schen Bezirk St Johann im Pongau zur Neufestsetzung
des Schulsprengels für die Volksschule Untertauern und
die Schulsprengelverordnung für bestimmte allgemein-
bildende Pflichtschulen im politischen Bezirk Tamsweg
zur Neufestsetzung des Schulsprengels für die Volks-

schule Tweng geändert werden

Auf Grund des § 34 Abs 1 des Salzburger Schulorgani-
sations-Ausführungsgesetzes 1995, LGBl Nr 64, in der
geltenden Fassung wird verordnet:

Artikel I

Die Schulsprengelverordnung für bestimmte allgemein-
bildende Pflichtschulen im politischen Bezirk St Johann im
Pongau, LGBl Nr 53/1992, wird geändert wie folgt:

1. Im § 1 lautet die Z 20:
„20. für die Volksschule Untertauern:

das Gebiet der Gemeinde Untertauern;“

2. Im § 4 wird angefügt:
„(3) § 1 Z 20 in der Fassung der Verordnung LGBl

Nr 72/2002 tritt mit Beginn des Schuljahres 2002/03 in
Kraft.“

Artikel II

Die Schulsprengelverordnung für bestimmte allgemein-
bildende Pflichtschulen im politischen Bezirk Tamsweg,
LGBl Nr 53/1991, wird geändert wie folgt:

1. Im § 1 lautet die Z 14:
„14. für die Volksschule Tweng:

das Gebiet der Gemeinde Tweng;“

2. Im § 4 wird angefügt:
„(3) § 1 Z 14 in der Fassung der Verordnung LGBl

Nr 72/2002 tritt mit Beginn des Schuljahres 2002/03 in
Kraft.“

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger

73. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
10. Juli 2002 zur Änderung der Verordnung, mit der
Richtlinien für die Situierung, bauliche Gestaltung und
Einrichtung von allgemein bildenden Pflichtschulen er-

lassen werden

Auf Grund des § 16 Abs 1 des Salzburger Schulorgani-
sations-Ausführungsgesetzes 1995, LGBl Nr 64, in der
geltenden Fassung wird verordnet:

Die Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
27. August 1984, LGBl Nr 60, mit der Richtlinien für die
Situierung, bauliche Gestaltung und Einrichtung von all-
gemein bildenden Pflichtschulen erlassen werden, in der
Fassung der Verordnung LGBl Nr 17/1986 wird geändert
wie folgt:

1. Dem Verordnungstitel wird der Kurztitel „(Schulbau-
verordnung)“ angefügt.

2. Im § 12 Abs 3 wird die „Önorm A 1650 – Sessel und
Tische für den allgemeinen Unterricht in Schulen; allge-
meine Anforderungen, Maße, Kennzeichnung, technische
Anforderungen; Ausgabe Juli 1979,“ durch die „ÖNORM
A 1650 – Sessel und Tische für den allgemeinen Unterricht
in Schulen; allgemeine Anforderungen, Maße, Norm-
kennzeichnung, technische Anforderungen; Ausgabe
1. Juli 1987“ ersetzt.

3. Nach § 30 wird angefügt:

„Inkrafttreten novellierter Bestimmungen
und Übergangsbestimmungen dazu

§ 31

(1) Die §§ 5 Abs 9, 11 Abs 1 und 2, 14 Abs 5 und 16
Abs 6 in der Fassung der Verordnung LGBl Nr 17/1986
treten mit 1. Jänner 1987 in Kraft.

(2) § 12 Abs 3 in der Fassung der Verordnung LGBl Nr
73/2002 tritt mit 1. September 2002 in Kraft.“

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger

Die auf der ersten Seite dieses Stückes im Inhaltsverzeichnis bei den Gesetzen enthaltenen Angaben beziehen sich auf die
Gesetzesmaterialien dazu (RV = Regierungsvorlage, AB = Ausschussbericht). Sie können von der Landtagskanzlei, Post-
fach 527, 5010 Salzburg, Telefon 0 66 2/80 42-24 43, Fax 0 66 2/80 42-29 10, zum Selbstkostenpreis bezogen werden.

Die Landesgesetzblätter sind zu beziehen beim Landespressebüro,
Amt der Salzburger Landesregierung, Postfach 527, 5010 Salzburg, Telefon 0 66 2/80 42-20 47, Fax 0 66 2/80 42-21 61.

Bezugspreis im Jahresabonnement 39,97
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